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Am kommenden Dien­
stag wird erneut Ihre 
Klage gegen das Land 

Hessen vor dem Verwaltungs­
gericht Kassel verhandelt. Da­
mit setzen Sie sich gegen Ihre 
anhaltende Bespitzelung durch 
das hessische Landesamt für 
Verfassungsschutz zur Wehr. 
Wie rechtfertigt das Amt Ihre 
Beobachtung? 

Der »Verfassungs-
schutz« hat hauptsäch-
lich meine Aktivitäten 
für die »Vereinigung 
der Verfolgten des Na-
ziregimes – Bund der 
Antifaschistinnen und 
Antifaschisten«, VVN–
BdA, im Visier und 
begründet dies damit, 
dass »die Klägerin den 
linksextremistischen 
Bestrebungen innerhalb 
der VVN-BdA zuge-
rechnet werden kann«. 
Ein weiteres Kriterium 
sieht der »Verfassungs-
schutz« im »kommu-
nistisch orientierten 
Antifaschismusver-
ständnis« der VVN er-
füllt. Aus dem »Schwur 
von Buchenwald«, dem 
sich die VVN verpflichtet fühlt und 
der »die Vernichtung des Nazismus 
mit seinen Wurzeln« beinhaltet, zieht 
der Geheimdienst den Schluss, dass 
die VVN »die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung« ablehnt.

Wie empfinden Sie diese Ein­
schätzung?

Das Vermächtnis der Überlebenden 
von Buchenwald als gegen die Ver-
fassung gerichtet zu diffamieren, 
empfinde ich als Verhöhnung der Op-
fer des faschistischen Regimes, als 
Herabwürdigung der Widerstands-
kämpferinnen und -kämpfer, von de-
nen viele nicht überlebten. Für mich 
bedeutet es eine Diskriminierung 
aller, die heute in der Tradition des 
antifaschistischen Widerstandes ge-
gen Rassismus, Antisemitismus und 
Nationalismus eintreten. Das werde 
ich auch vor Gericht erklären.

Sie haben sich stets für Frieden 
und Demokratie und gegen alte 
und neue Nazis engagiert. Gehen 
Sie davon aus, dass die Richter 
dies entsprechend zu würdigen 
wissen? 

Natürlich verlange ich vom Gericht, 
dass es mein demokratisches Engage-
ment achtet, die aus meiner Sicht 
rechtswidrige Beobachtung durch den 
Inlandsgeheimdienst hinterfragt und 
dafür sorgt, dass sie beendet wird. Ich 
habe bereits im Verfahren in Wiesba-
den deutlich gemacht, dass mein po-
litisches Handeln darauf gerichtet ist, 
die Menschen- und Grundrechte zu 
verteidigen, für die meine Eltern im 

Kampf gegen den Faschismus ihr Le-
ben riskierten. Nach allen bisherigen 
Erfahrungen in ähnlichen Prozessen 
muss ich jedoch befürchten, dass das 
Gericht eher der Argumentation des 
Inlandsgeheimdienstes folgt.

Schon in den 1970er Jahren wa­
ren Sie von der Berufsverbots­
politik betroffen. Wie wirkt es 
auf Sie, dass die Geheimdienste 

offenbar niemals von 
der Überwachung Ih­
rer Person abgelassen 
haben?
Viele meiner ehemali-
gen Kollegen, Freunde 
und Nachbarn haben 
ungläubig auf meine ak-
tuelle Auseinanderset-
zung mit dem »Verfas-
sungsschutz« reagiert. 
Glaubten sie doch, das 
Kapitel der Bespitze-
lung der 1970er Jahre, 
auf deren Grundlage ich 
Berufsverbot bekam, 
sei lange abgeschlos-
sen. Ich empfinde es als 
ungeheuerlich und em-
pörend, nach 42 Jahren 
jetzt wieder um mein 
verfassungsmäßig ga-
rantiertes Recht auf 
freie Meinungsäuße-

rung kämpfen zu müssen.
Am Dienstag erhalten Sie unter 
anderem Unterstützung von 
dem renommierten Bürger­
rechtler und Juristen Rolf Göss­
ner. Gössner wehrt sich selbst 
gegen seine über mehrere Jahr­
zehnte andauernde Überwa­
chung durch die Geheimdienste. 
Was genau ist geplant?

Ich erfahre in diesen Tagen eine große 
Welle der Unterstützung und Soli-
darität. Viele Menschen ermutigen 
mich, wünschen mir Erfolg, schrei-
ben Briefe an das Gericht oder kün-
digen ihre Teilnahme am Prozess an. 
Da davon auszugehen ist, dass nicht 
alle in dem kleinen Gerichtssaal Platz 
finden werden, hat der Unterstüt-
zerkreis, getragen von der Kasseler 
und der hessischen Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft, parallel 
zum Prozess eine Veranstaltung in 
der Kunsthochschule Kassel organi-
siert. Über ihre Erfahrungen mit dem 
Inlandsgeheimdienst werden Rolf 
Gössner und der Bundessprecher der 
VVN, Ulrich Sander, referieren.

� Interview: Markus Bernhardt

Türkei: Hungerstreikende 
bleiben in U-Haft
Istanbul. Die zwei türkischen Akademi-
ker, die sich seit 191 Tagen im Hunger-
streik befinden, müssen weiter in Unter-
suchungshaft bleiben. Das habe ein Ge-
richt in Ankara am Vortag entschieden, 
teilte Anwalt Alihan Pilaf am Freitag 
mit. Der Prozess gegen die Universi-
tätsdozentin Nuriye Gülmen und den 
Grundschullehrer Semih Özakca hatte 
am Donnerstag begonnen, doch beide 
konnten aus Gesundheits- und Sicher-
heitsgründen nicht an der Verhandlung 
teilnehmen. Mit dieser Begründung 
wurde die Haftstrafe verlängert. Beide 
sind wegen unterstellter Mitgliedschaft 
in der linksradikalen Organisation 
DH KP-C angeklagt. � (dpa/jW)

Regierungskoalition  
in Island zerbrochen
Reykjavik. Die isländische Partei »Bright 
Future« hat in der Nacht zum Freitag die 
Koalition mit den Konservativen und 
den Liberalen aufgekündigt und das 

Land damit in eine Regierungskrise ge-
stürzt. Sie warf der konservativen Unab-
hängigkeitspartei vor, einen Skandal um 
einen Sexualverbrecher vertuschen zu 
wollen. Der Vater von Ministerpräsident 
Bjarni Benediktsson, Benedikt Sveins-
son, hatte sich beim Justizministerium 
für einen Mann verbürgt, der 2004 we-
gen sexuellen Missbrauchs seiner min-
derjährigen Stieftochter zu fünfeinhalb 
Jahren Gefängnis verurteilt worden war. 
Sveinsson hatte sich in dem Brief dafür 
ausgesprochen, dass das Strafregister 
des Mannes gelöscht wird. Das Minis-
terium hatte den Schreiber des Briefes 
zunächst nicht nennen wollen. � (dpa/jW)

Angeblich mehr als  
10.000 Salafisten in BRD
Berlin. Die Zahl der Salafisten, also 
der Anhänger einer ultrakonservativen 
Strömung innerhalb des Islams, in der 
Bundesrepublik ist angeblich erneut 
gestiegen. Inzwischen geben die staat-
lichen Repressionsbehörden vor, mit 
10.300  Menschen in dieser Szene zu 
rechnen. Das erfuhr die Deutsche Pres-

seagentur am Freitag vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz. 2011 hatte der In-
landsgeheimdienst 3.800 Salafisten in 
der BRD gezählt, Ende 2015 seien es 
rund 8.300 gewesen. � (dpa/jW)

VW erzielt außerhalb  
Deutschlands Verkaufsplus
Wolfsburg. Der Volkswagen-Konzern 
hat im August trotz der anhaltenden 
Debatte um die Verfälschung von Ab-
gaswerten bei Dieselmotoren insge-
samt ein Verkaufsplus erzielt. In der 
Bundesrepublik lieferte die Firma al-
lerdings 2,4 Prozent weniger Fahrzeuge 
aus als vor einem Jahr, wie VW am 
Freitag in Wolfsburg mitteilte. Im Ju-
li lag der Rückgang allerdings noch 
bei 5,9 Prozent. Weltweit steigerte der 
Konzern die Auslieferung im August 
um acht Prozent im Vergleich zum Vor-
jahresmonat auf 820.000 Fahrzeuge. 
Im bisherigen Jahresverlauf bauen die 
Wolfsburger das Plus damit auf zwei 
Prozent aus. Nach acht Monaten hat 
Volkswagen damit fast 6,8 Millionen 
Autos verkauft. � (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Am Freitag morgen wurden in Deutschland die Wahllokale geöffnet – für unter 18jährige. Bun­

desweit konnten Kinder und Jugendliche bis zum Abend in Schulen, Jugendklubs oder Sportvereinen ihre Stimme abgeben. 

Die Aktion wurde offiziell von Jugendlichen für Jugendliche organisiert, ist aber insbesondere für die Jüngeren vielfach Teil 

des Schulunterrichts geworden. Die U-18-Wahl soll das politische Interesse junger Leute fördern. Anders als bei der Bundes­

tagswahl durften hier auch Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft mitmachen. � (dpa/jW)

Fliegen wie die Minister
Bundeswehrgeneräle sollen Flugbereitschaft der Regierung missbraucht haben

Das Bundesverteidigungsmi-
nisterium hat den Vorwurf 
zurückgewiesen, Generäle 

der Bundeswehr hätten die Maschinen 
der Flugbereitschaft der Regierung für 
eigene Dienstreisen missbraucht. Es 
habe keine »gravierenden Vorfälle ge-
geben«, sagte der Sprecher von Bun-
desverteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) am Freitag in Berlin. 
Es sei nichts dagegen einzuwenden, 
wenn Ausbildungs- und Trainingsflüge 
auch für Dienstreisen der Generäle ge-
nutzt würden, wenn die Reise weiter-
hin dem Ausbildungsziel entspreche.

Die Zeitungen der Funke-Medien-
gruppe hatten zuvor in ihren Freitag-
ausgaben berichtet, Flüge würden ge-
zielt als Training und Ausbildung für 
die Piloten deklariert, um das für die 
Genehmigungen zuständige Verteidi-
gungsministerium zu umgehen. Den 

Zeitungen liegen nach eigenen Anga-
ben interne E-Mails aus der Flugbe-
reitschaft vor, denen zufolge Generä-
le Dienstreisen planten, für die dann 
»Trainingsflüge« beantragt wurden.

Die Regierungsmaschinen der am 
Flughafen Köln/Bonn beheimateten Be-
reitschaft stehen dem sogenannten poli-
tischen und parlamentarischen Bereich 
zur Verfügung. Anfrageberechtigt sind 
zum Beispiel der Bundespräsident und 
die Mitglieder der Bundesregierung, 
nicht aber Angehörige der Armeefüh-
rung. Das betonte auch von der Leyens 
Sprecher. Generäle könnten theoretisch 
Sonderflüge im Verteidigungsministe-
rium beantragen, müssten diese dann 
allerdings aus ihrem Haushalt bezahlen.

Von 2015 bis 2017 habe es mehr als 
880 Ausbildungsflüge gegeben, sagte 
der Ministeriumssprecher. Bei 22 da-
von seien Generäle aus dienstlichen 

Gründen mit an Bord gewesen. Dies 
sei nur problematisch, wenn deswegen 
Vertreter aus dem politischen und par-
lamentarischen Bereich nicht hätten 
fliegen können oder die Ausbildungs-
vorgaben durch die Änderung des 
Ziels nicht mehr eingehalten wurden. 
Nach jetzigem Kenntnisstand sei der 
Ablauf bei den 22 bekannten Flügen 
aber »nachvollziehbar«.

Die Zeitungen hatten als Beispiel 
unter anderem eine Reise von Karl 
Müllner, Inspekteur der Luftwaffe, am 
29. August 2016 mit einer Regierungs-
maschine nach Riga genannt. Bei dem 
verwendeten Flugzeugtyp lägen die 
Betriebskosten für eine solche Stre-
cke im fünfstelligen Bereich. Weite-
re Dienstreisen gingen den Berichten 
zufolge in die USA, in die Türkei, 
nach Frankreich, Griechenland und 
Estland. � (AFP/jW)

S
T

E
FA

N
 P

U
C

H
N

E
R

/D
P

A

»Verhöhnung 
der Opfer des 
Faschismus«
Für Verfassungsschutz ist der »Schwur 
von Buchenwald« gegen »die freiheitlich 
demokratische Grundordnung«  
gerichtet. Gespräch mit Silvia Gingold

Silvia Gingold engagiert 
sich in der »Vereinigung 
der Verfolgten des Na-
ziregimes – Bund der 

Antifaschistinnen und 
Antifaschisten« (VVN–

BdA) und im Kasseler 
Friedensforum. Sie ist 

Tochter der bekannten 
antifaschistischen Wider-
standskämpfer Ettie und 

Peter Gingold

Wahlsimulation.
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Prozess: Dienstag, 19. Septem­

ber, 10.30 Uhr, Verwaltungsge­

richt Kassel (Tischbeinstraße 32, 

Raum 204)

Begleitveranstaltung »Wen 

schützt der Verfassungsschutz? – 

Wer schützt uns vor dem Verfas­

sungsschutz?«: 11 Uhr, in der Kunst­

hochschule Kassel (Menzelstra­

ße 13–15, Nordbau, Eingang A)


